
Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Freundinnen und Freunde,

die katastrophale Entwicklung um die Kernkraftwerke in Japan hat Konse-

quenzen auch für uns. Auch wenn in Deutschland so starke Erdbeben wie in

Japan und Tsunamis unbekannt sind, können wir nicht einfach zur Tages-

ordnung übergehen. Besonders, weil es sich bei Japan auch um ein Hoch-

technologieland mit enormen Sicherheitsstandards handelt, müssen wir

prüfen, was wir lernen können. Als Konsequenz aus den Katastrophen in

Japan muss die Sicherheit der deutschen Kernkraftwerke erneut überprüft

werden. Deshalb hat die Bundesregierung die Laufzeitverlängerung für drei

Monate ausgesetzt. Für diesen Zeitraum bleiben die sieben vor 1980

errichteten Kernkraftwerke, die einen geringen baulichen Schutz gegen

Einwirkungen von Außen haben, abgeschaltet. Es handelt sich dabei um

Biblis A und B, Neckarwestheim I, Brunsbüttel, Isar I, Unterweser und

Philippsburg I.

Wir haben bereits im Koalitionsvertrag festgelegt, dass es sich bei der Kern-

energie um eine Auslauftechnologie handelt. Darum geht der Streit nicht.

Für uns ist aber klar, dass man nicht aussteigen kann, bevor die Alternativen

verfügbar sind. Ein Zukauf von Kernenergie aus dem Ausland wäre keine

sinnvolle Lösung. Daher ist Kernkraft für uns eine Brücke in die Zeit, in der

wir Strom komplett aus erneuerbaren Energiequellen gewinnen können.

Den Ausbau dieser Quellen werden wir weiter massiv vorantreiben, um

unser Ziel so schnell wie möglich zu erreichen.

Diejenigen aber, die meinen, dass sie die tragischen Unglücke in Japan zu

Wahlkampfzwecken für sich instrumentalisieren können, werden schei-

tern. Die Menschen erkennen sehr schnell, wer im Eigeninteresse agiert und

wem es tatsächlich um eine sichere, verlässliche und bezahlbare Energiever-

sorgung der Zukunft geht.

Prominente Unterstützung für Ansgar Pohlmann: Ministerpräsident David

McAllister und Jens Spahn, MdB, in Georgsmarienhütte

Michael Kamp, Geschäftsführer des Franziskus-Hospitals, Werner Lullmann, Geschäftsführer der Niels-
Stensen-Kliniken, Ansgar Pohlmann, CDU-Bürgermeisterkandidat, Jens Spahn, gesundheitspolitischer
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und Mathias Middelberg
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Auf Einladung von Mathias Middelberg besuchte der CDU-Gesundheits-

politiker Jens Spahn, MdB, das Franziskus-Hospital Harderberg. Bürger-

meisterkandidat Ansgar Pohlmann betonte die große Bedeutung dieser

Kliniken für die Region: „Das Franziskus-Hospital ist der zweitgrößte Arbeit-

geber in Georgsmarienhütte.“ Werner Lullmann, Geschäftsführer der Niels-

Stensen-Kliniken, informierte die Politiker über die wirtschaftliche Situation

des Franziskus-Hospitals und den Stand der medizinischen Versorgung. Der

Fachkräftemangel bei Ärzten und in Pflegeberufen sei eine der größten

zukünftigen Herausforderungen für den Niels-Stensen-Verbund.

„Georgsmarienhütte ist Spitze“ – So lautete das Lob von Ministerpräsident

David McAllister an die Adresse des noch amtierenden Bürgermeisters Heinz

Lunte. Die Hüttenstadt sei eine „Lokomotive in Niedersachsen“. Mit einem

ausgeglichenen Haushalt, einer leistungsfähigen kommunalen Selbst-

verwaltung und einem überdurchschnittlichen ehrenamtlichem Engagement

sei die Stadt vorbildlich aufgestellt. „Georgsmarienhütte muss auch in den

nächsten Jahren in guten Händen bleiben“, warb der Ministerpräsident für

Ansgar Pohlmann.

Eintrag ins Goldene Buch

Herzliche Grüße

Ihr

& Kontakt

Büro in Berlin
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
Tel: 030 227 – 71382
Fax: 030 227 – 76882
mathias.middelberg@bundestag.de

Büro im Wahlkreis
Rolandsmauer 11, 49074 Osnabrück
Tel.: 0541 57067
Fax: 0541 957999
mathias.middelberg@wk.bundestag.de

www.mathias-middelberg.de

& Bürgersprechstunde

Meine nächste Bürgersprechstunde
findet am 28. März 2011 von 14.00 -
16.00 Uhr, im Wahlkreisbüro
Rolandsmauer 11, 49074 Osnabrück
statt. Interessierte Bürger sind
herzlich eingeladen. Um kurze
Voranmeldung im Wahlkreisbüro
wird gebeten.


